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Liebe Mandanten,
wer wird sich denn jetzt beklagen, nur 
weil der Sommer scheinbar vorüber ist? 
Denn der Herbst malt schon bald in seinen 
schönsten Farben und zeigt uns, wie erhol-
sam ein kleiner Ausflug in die Natur sein 
kann, auch wenn das Wetter vielleicht das 
eine oder andere Mal nicht mitspielt. Wir 
haben Kraft und Optimismus – und daraus 
schaffen wir großes: Sie, wir und natürlich 
auch die Natur.
 
Herzlichst
Ihr Team Schild und Partner
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HINWEIS ZUM 
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T E R M I N E  U N D  A L L G E M E I N E S

Termine September 2019

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und Sozialversicherungsbeiträ-
ge fällig werden:

¹ Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum folgenden Mo-
nats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. 
Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass 
die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt.

² Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte 
stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden.

³ Für den abgelaufenen Monat.

⁴ Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat.

⁵ Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. Um Säumniszuschläge zu vermei-
den, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen 
der jeweiligen Einzugsstelle bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 24.09.2019, 0 Uhr) vorliegen. Regionale Besonderheiten bzgl. 
der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 
zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder 
auf einen Tag nach Feiertagen fällt.

Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch

Überweisung¹ Scheck²

Lohnsteuer, Kirchensteu-
er, Solidaritätszuschlag ³ 10.09.2019 143.09.2019 06.09.2019

Kapitalertragsteuer, Soli-
daritätszuschlag

Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind zeit-
gleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zustän-
dige Finanzamt abzuführen.

Einkommensteuer,  
Kirchensteuer,  
Solidaritätszuschlag 10.09.2019 13.09.2019 06.09.2019

Körperschaftsteuer, Soli-
daritätszuschlag 10.09.2019 13.09.2019 06.09.2019

Umsatzsteuer ⁴ 10.09.2019 13.09.2019 06.09.2019

Sozialversicherung ⁵ 26.09.2019 entfällt entfällt
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Zahlungsverzug:  
Höhe der Verzugszinsen

Der Gläubiger kann nach dem Eintritt der 
Fälligkeit seines Anspruchs den Schuldner 
durch eine Mahnung in Verzug setzen. Der 
Mahnung gleichgestellt sind die Klageerhe-
bung sowie der Mahnbescheid.
Einer Mahnung bedarf es nicht, wenn

_für die Leistung eine Zeit nach dem 
Kalender bestimmt ist,

_die Leistung an ein vorausgehendes 
Ereignis anknüpft,

_der Schuldner die Leistung verwei-
gert,

_besondere Gründe den sofortigen 
Eintritt des Verzugs rechtfertigen.

Bei Entgeltforderungen tritt Verzug spätes-
tens 30 Tage nach Fälligkeit und Zugang 
einer Rechnung ein; dies gilt gegenüber 
einem Schuldner, der Verbraucher ist, al-
lerdings nur, wenn hierauf in der Rechnung 
besonders hingewiesen wurde.

Im Streitfall muss allerdings der Gläubiger 
den Zugang der Rechnung (nötigenfalls 
auch den darauf enthaltenen Verbraucher-
hinweis) bzw. den Zugang der Mahnung 
beweisen.

Während des Verzugs ist eine Geldschuld zu 
verzinsen. Der Verzugszinssatz beträgt für 
das Jahr fünf Prozentpunkte bzw. für Rechts-
geschäfte, an denen Verbraucher nicht 
beteiligt sind, neun Prozentpunkte über dem 
Basiszinssatz.

Der Basiszinssatz verändert sich zum 1. 
Januar und 1. Juli eines jeden Jahres um 
die Prozentpunkte, um welche die Bezugs-
größe seit der letzten Veränderung des 
Basiszinssatzes gestiegen oder gefallen ist. 
Bezugsgröße ist der Zinssatz für die jüngste 
Hauptrefinanzierungsoperation der Europäi-
schen Zentralbank vor dem ersten Kalender-
tag des betreffenden Halbjahrs.

T E R M I N E  U N D  A L L G E M E I N E S



6I N H A LT S V E R Z E I C H N I S

Zeitraum Basiszinssatz Verzugszinssatz

Verzugszinssatz für 
Rechtsgeschäfte ohne 
Verbraucherbeteiligung

01.01. bis 30.06.2017 -0,88 % 4,12 % 8,12 %

01.07. bis 31.12.2017 -0,88 % 4,12 % 8,12 %

01.01. bis 30.06.2018 -0,88 % 4,12 % 8,12 %

01.07. bis 31.12.2018 -0,88 % 4,12 % 8,12 %

01.01. bis 30.06.2019 -0,88 % 4,12 % 8,12 %

01.07. bis 31.12.2019 -0,88 % 4,12 % 8,12 %

Im Geschäftsverkehr gilt insbesondere Folgendes:

_Vertragliche Vereinbarung von Zahlungsfristen ist grundsätzlich nur noch bis maximal 60 Kalendertage (bei öffentlichen Stellen als 
Zahlungspflichtige maximal 30 Tage) möglich.

_Zahlungsfrist beginnt grundsätzlich zum Zeitpunkt des Empfangs der Gegenleistung.

_Erhöhung des Verzugszinssatzes von acht auf neun Prozentpunkte über dem jeweiligen Basiszinssatz.

_Anspruch auf Verzugszinsen: Bei Vereinbarung einer Zahlungsfrist ab dem Tag nach deren Ende, ansonsten 30 Tage nach Rechnungszu-
gang bzw. 30 Tage nach dem Zeitpunkt des Waren- oder Dienstleistungsempfangs.

_Mahnung ist entbehrlich: Der Gläubiger kann bei Zahlungsverzug sofort Verzugszinsen verlangen, sofern er seinen Teil des Vertrags 
erfüllt hat, er den fälligen Betrag nicht (rechtzeitig) erhalten hat und der Schuldner für den Zahlungsverzug verantwortlich ist.

_Einführung eines pauschalen Schadenersatzanspruchs in Höhe von 40 € für Verwaltungskosten und interne Kosten des Gläubigers, 
die in Folge des Zahlungsverzugs entstanden sind (unabhängig von Verzugszinsen und vom Ersatz externer Beitreibungskosten).

_Abnahme- oder Überprüfungsverfahren hinsichtlich einer Ware oder Dienstleistung darf grundsätzlich nur noch maximal 30 Tage 
dauern.

T E R M I N E  U N D  A L L G E M E I N E S

Aktuelle Basis- bzw. Verzugszinssätze 
ab 1. Januar 2017:
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T E R M I N E  U N D  A L L G E M E I N E S

Termine Oktober 2019

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und Sozialversicherungsbeiträ-
ge fällig werden:

¹ Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum folgenden Mo-
nats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. 
Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass 
die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt.

² Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte 
stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden.

³ Für den abgelaufenen Monat, bei Vierteljahreszahlern für das vorangegangene Kalendervierteljahr.

⁴ Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern ohne Dauerfristverlängerung für 
das abgelaufene Kalendervierteljahr.

⁵ Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. Um Säumniszuschläge zu vermei-
den, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen 
der jeweiligen Einzugsstelle bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 24.10.2019, 0 Uhr) vorliegen. In den Bundesländern und Re-
gionen, in denen der 31.10.2019 kein gesetzlicher Feiertag (Reformationstag) ist, werden die Beiträge am 29.10.2019 fällig. Die Beitragsnachweise 
müssen dann bis zum 25.10.2019, 0 Uhr übermittelt werden. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und 
Gehaltsdaten etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf 
einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt.

Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch

Überweisung¹ Scheck²

Lohnsteuer, Kirchensteu-
er, Solidaritätszuschlag³ 10.10.2019 14.10.2019 07.10.2019

Kapitalertragsteuer,  
Solidaritätszuschlag

Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind zeit-
gleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zustän-
dige Finanzamt abzuführen.

Umsatzsteuer⁴ 10.10.2019 14.10.2019 07.10.2019

Sozialversicherung⁵ 28.10.2019 entfällt entfällt
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E I N K O M M E N S T E U E R

Steuerermäßigung wegen Unterbrin-
gung eines Elternteils in einem Pflege-
heim

Aufwendungen für die Unterbringung von 
Angehörigen in einem Pflegeheim fallen 
nicht unter die Vergünstigung für haushalts-
nahe Beschäftigungsverhältnisse oder die 
Inanspruchnahme haushaltsnaher Dienstleis-
tungen.

Ein Sohn beteiligte sich finanziell an den 
Kosten für die Heimunterbringung seiner 
Mutter. Er hatte diese Kosten, soweit sie auf 
Pflege und Verpflegung entfielen, steuermin-
dernd geltend gemacht.

Zu Unrecht, entschied der Bundesfinanz-
hof. Eine Steuerermäßigung wird nur für 
Aufwendungen wegen der eigenen Unter-
bringung in einem Heim oder zur eigenen 
dauernden Pflege gewährt. Aufwendungen 
für die Unterkunft oder Pflege einer dritten 
Person fallen nicht unter die Begünstigungs-
regelungen.

Kosten der Einrichtungsgegenstände bei 
einer doppelten Haushaltsführung voll 
abziehbar

Der Abzug von Unterkunftskosten bei 
doppelter Haushaltsführung im Inland ist 
auf höchstens 1.000 € im Monat begrenzt. 
Hierzu gehören alle Aufwendungen, die 
der Steuerpflichtige zu tragen hat, um die 
Unterkunft zu nutzen. Die Aufwendungen 
für Haushaltsartikel und Einrichtungsgegen-
stände einschließlich der Abschreibung für 
Abnutzung sind nicht einzurechnen. Sie sind   
soweit notwendig   unbegrenzt abzugsfähig. 
Die Nutzung solcher Haushaltsartikel und 
Einrichtungsgegenstände ist nicht mit der 
Nutzung der Unterkunft als solche gleichzu-
setzen.

Die Finanzverwaltung hatte bisher die 
Auffassung vertreten, dass die Aufwendun-
gen für Möblierung und Hausrat den nur 
beschränkt abziehbaren Unterkunftskosten 
zuzurechnen seien.

(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs)
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E I N K O M M E N S T E U E R

Gewerbliche Tätigkeit durch nachhal-
tig ausgeübte Warenverkäufe auf der 
Internetplattform eBay

Wer kostengünstig oder kostenlos Gegen-
stände erwirbt, um sie anschließend über 
eBay in Form von Versteigerungen mit 
Gewinn zu verkaufen, übt eine gewerbliche 
Tätigkeit aus. Dies ergibt sich aus einem Ur-
teil des Hessischen Finanzgerichts.

Die Klägerin will diese Entscheidung nicht 
akzeptieren. Sie ist der Auffassung, dass es 
sich bei ihrer Tätigkeit um eine reine Vermö-
gensverwaltungstätigkeit gehandelt habe. 
Ihre Verkaufsaktivitäten habe sie nur zufällig, 
unprofessionell und ungeplant vorgenom-
men. Es habe sich um einen Zeitvertreib 
bzw. ein Hobby gehandelt.

Ob diese Argumentation Bestand haben 
wird, muss abgewartet werden. Der Bundes-
finanzhof muss abschließend entscheiden.

Steuerpflicht für den zur Privatnutzung 
überlassenen betrieblichen Pkw

Überlässt ein Arbeitgeber seinem Arbeit-
nehmer ein Fahrzeug zur privaten Nutzung, 
liegt darin ein als Lohnzufluss zu erfassender 
geldwerter steuerpflichtiger Nutzungsvorteil. 
Er ist monatlich entweder mit 1 % des Brut-
tolisten Neupreises oder nach der Fahr-
tenbuchmethode zu berechnen. Auf eine 
tatsächliche private Nutzung kommt es nicht 
an. Allein die Möglichkeit zur Privatnutzung 
reicht aus.

Für den Arbeitnehmer liegt die Bereiche-
rung nach einem Urteil des Finanzgerichts 
Hamburg in den ersparten Aufwendungen 
für die private Unterhaltung eines gleich-
wertigen Fahrzeugs. Selbst wenn der Arbeit-
nehmer das Fahrzeug nicht nutzen sollte, 
erspart er sich die für das Fahrzeug anfallen-
den nutzungsunabhängigen Kosten.
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E I N K O M M E N S T E U E R

Schätzung beruflich veranlasster Auf-
wendungen einer Firmenfeier

Der Bundesfinanzhof musste sich zum wie-
derholten Mal mit der Abzugsfähigkeit von 
Aufwendungen für „Herrenabende“ beschäf-
tigen:

Eine Rechtsanwaltskanzlei hatte in mehreren 
Jahren sog. Herrenabende im Garten des 
namensgebenden Partners veranstaltet, bei 
denen jeweils über 300 Gäste unterhalten 
und bewirtet wurden. Dabei entstanden 
Aufwendungen für Musik, Veranstaltungs-
technik und Bewirtung von rund 64 € pro 
Teilnehmer. Streitig war die Berücksichtigung 
als steuermindernde Betriebsausgabe.

Der Bundesfinanzhof stellte klar: Steht fest, 
dass ein abgrenzbarer Teil der Aufwendun-

gen beruflich veranlasst ist, bereitet seine 
Quantifizierung aber Schwierigkeiten, ist der 
Anteil unter Berücksichtigung aller maß-
geblichen Umstände zu schätzen. Dies gilt 
auch, wenn im Rahmen eines Kanzleifests 
Mandanten, potenzielle Neu Mandanten 
und Geschäftsfreunde eingeladen werden 
und nicht mehr rekonstruierbar ist, wer tat-
sächlich erschienen ist. Ferner gilt dies auch, 
wenn aufgrund der zahlreichen persönlichen 
und geschäftlichen Beziehungen zu den 
eingeladenen Gästen nicht abschließend be-
urteilt werden kann, bei welchem Gast von 
einer überwiegend beruflich veranlassten 
Einladung auszugehen ist.
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Keine Verpflichtung zur Erteilung einer 
Steuernummer für Umsatzsteuerzwecke

Jeder, der ernsthaft erklärt, selbstständig 
tätig werden zu wollen, hat grundsätzlich 
Anspruch auf Erteilung einer Steuernummer 
für Umsatzsteuerzwecke. Dies gilt jedoch 
nicht, wenn Anhaltspunkte dafür bestehen, 
dass der Steuerpflichtige diese Steuernum-
mer in betrügerischer Absicht verwenden 
wird. So entschied das Finanzgericht Berlin 
Brandenburg.

Ein dem Finanzamt bereits seit längerer Zeit 
bekannter Steuerpflichtiger hatte wegen 
Aufnahme einer freiberuflichen Tätigkeit eine 
Steuernummer beantragt. In der Vergangen-
heit wurden mehrfach Umsatzsteuererklä-
rungen nicht abgegeben und die geschätzte 

V E R FA H R E N S R E C H T

Umsatzsteuer nicht bezahlt. Das Finanzamt 
sah deshalb den Steuerpflichtigen als unzu-
verlässig an und versagte die Erteilung der 
Steuernummer.

Der Bundesfinanzhof wird hier endgültig zu 
entscheiden haben.


